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Zentralbehörden. 
635. Nachtrag 

vom 16. September 1910 zur Landmeſſer⸗ 

prüfungsordnung. 

Die Beſtimmungen in den 88 15 und 28 bis 31 
der Vorſchriften vom 4. September 1882 und 12. Juni 
1893 über die Prüfung der öffentlich anzuſtellenden 
Landmeſſer werden aufgehoben. An ihre Stelle 
treten die folgenden Beſtimmungen: 

Prüfungsgebühr. 
15 


Vor der Zulaſſung zur Prüſung hat der Kandidat 
eine Gebühr von vierzig Mark an die ihm zu be⸗ 
zeichnende Kaſſe einzuzahlen. Kandidaten, welche in 
der Prüfung nicht beftanden, haben, wenn fie ſpäter 
zu einer Wiederholung derſelben im ganzen oder 
in mehreren Fächern zugelaſſen werden (§ 25), als⸗ 
dann die Prüfungsgebühr von vierzig Mark noch 
einmal zu entrichten; ebenſo Kandidaten, welche ſich 
behufs Erlangung beſſerer Prädikate zu einer Nach⸗ 
prüfung (8 26) in mehreren Fächern melden. Ene 
Ermäßigung der Prüfungsgebühr auf zwanzig Mark 
tritt in den Fällen ein, in denen die Prüfung ledig⸗ 
lich in einem Fache zu erfolgen hat. 

Markſcheider. 


28. 

1. In Preußen Ri. Markſcheider, die die 
Landmeſſerprüfung ablegen wollen, haben bei der 
Meldung die ihnen auf Grund der abgelegten Mark⸗ 
ſcheiderprüfung erteilte Konzeſſion zur Verrichtung 
der Markſcheiderarbeiten in beglaubigter Abſchrift 
vorzulegen. 

2. Sie find von der Vorlegung der im § 5 unter 
Nr. 2 und z bezeichneten Schriſtſtücke und Ausweiſe 
befreit. 

3. Ihre ausſchließlich prakliſche Beſchäftigung mit 
Vermeſſungs⸗ und Nivellementsarbeiten bei geprüften 


Landmeſſern (85 Nr. 4) kann auf mindeſtens ſechs 
Monate und auf die Beibringung der Probearbeiten 
(S 8) beſchränkt werden. 

4. Ihr Studium auf der Bergakademie in Berlin 
oder in Klausthal oder an der Techniſchen Hochſchule 
in Aachen (Bergbauabteilung) kann auf Grund der 
hierüber beizubringenden Ausweiſe nach Maßgabe 
des § 9 mit höoͤchſtens einem Jahre auf die zwei: 
jährigen geodätiſchen Studien ($ 5 Nr. 5) angerechnet 
werden. 


29. 

In der Sundern ſind die Markſcheider 
mit Rückſicht auf die bereits in der Markſcheider⸗ 
prüfung nachgewieſenen Kenntniſſe befreit: 

1. von der Darlegung der Fertigkeit im Karten⸗ 

zeichnen (88 10 und 11), 

2. von der mündlichen Prüfung in den im 8 12 

unter Nr. 1 bis 5 bezeichneten Prüfungsfächern. 

Es iſt nicht ausgeſchloſſen, auch in den vorgedachten 
Fächern die Prüfung in dem allgemein angeordneten 
Umfange eintreten zu laſſen, falls ſolches von dem 
Markſcheider beantragt wird. 

30 


Die Landmeſſerprüfungskommiſſion erſucht das 
Oberbergamt, vor deſſen Prüfungskommiſſion die 
Markſcheiderprüſung ſtattgefunden hat, um zeitweiſe 
Ueberlaſſung der hierüber verhandelten Akten zur 
Einſichtnahme. 

Der Inhalt der Akten, ſoweit er ſich auf die im 
8 29 genannten Prüfungsſächer bezieht, wird von 
der Landmeſſerprüfungskommiſſion bei Feſtſtellung 
ihres Urteils über den Ausfall der Prüfung (§ 20) 
mitberückſichtigt. 

8 31. 


Die Akten über die Markſcheiderprüfung werden, 
nachdem ſie der Oberprüfungskommiſſion vorgelegen 
haben ($ 23), von der Landmeſſerprüfungskommiſſion 
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an das Oberbergamt zurückgeſandt. Zugleich wird 

das Oberbergamt benachrichtigt, ob der Mark⸗ 

ſcheider die Landmeſſerprüfung beſtanden hat und ob 
ihm eine Beſtallung als Landmeſſer erteilt worden iſt. 

Berlin, den 16. September 1910. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Der Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten. 

(III Ad. 2920.) Der Finanzminiſter. 

636. Stellenvermittler für Bühnenangehörige. 

Auf Grund des $ 8 des Stellenvermittlergeſetzes 

vom 2. Juni 1910 (RG Bl. S. 860) beſtimme ich: 

1. Die Ziffer 12 Abſ. 2 der Vorſchriften über 

den Geſchäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stellen⸗ 

vermittler für Bühnenangehörige, mit Ausſchluß der 

Herauegeber von Stellen» und Pakanzenliſten vom 

17. Auguſt 1910 (OM Bl. S. 465) erhält folgende 

Zuſätze: 

„f) Verträge zu vermitteln, in denen der Bühnen⸗ 
leiter die den Bühnenangehörigen verſprochene 
Gage von vornherein durch beſtimmte Abzüge 
(Rabatt, Prozentabzüge, Regieſpeſen uſw.) kürzt. 
Hiervon werden etwaige Feſtſetzungen von Ab⸗ 
zügen für Tage, an denen der Bühnenangehörige 
nicht auftritt, nicht berührt; 

g) mit Bühnenleitern in geſchäftliche Beziehungen 
zu treten, von denen ſie wiſſen oder den Um⸗ 
ſtänden nach annehmen müſſen, daß fie Kür⸗ 
zungen des Gagenbetrages in der Abſicht vor⸗ 
nehmen, aus dieſen Abzügen die ihnen zur 
Laſt fallenden Vermittlergebühren zu beſtreiten.“ 

2. Hinter die Ziffer 12 a. a. O. wird folgende 

Ziffer 12a eingefügt: 

„12a) Die Stellenvermittler haben, ſofern ihre Tätig⸗ 
keit von beiden Seiten in Anſpruch genommen 
iſt, in die von ihnen vermittelten Verträge die 
Beſtimmung aufzunehmen, daß die eine Hälfte 
der Gebühren von dem Bühnenleiter und die 
andere Hälſte von dem Bühnenangehörigen aus 
eigenen Mitteln zu zahlen iſt, es ſei denn, daß 
ſich der Bühnenleiter freiwillig zur Uebernahme 
der ganzen Gebühr bereit erklärt hat. 

Der Betrag der an den Bühnenangehörigen tatſäch⸗ 

lich auszuzahlenden Gage iſt im Vertrage anzugeben.“ 

Die vorſtehenden Bellimmungen treten am 1. Ok⸗ 

tober 1910 in Kraft. 

Berlin W 66, den 28. September 1910. 

(IBg. 3786.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Regierungspräſident. 
637. Polizeiverordnung 
über die Unterbringung der in gewerblichen, 
landwirtſchaftlichen oder forſtwirtſchaftlichen 
Betrieben, beim Bergbau oder bei Bauten 
beſchäftigten Arbeiter. 
Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 


(G. S. S. 265) und der 88 137, 139 und 140 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (G. S. S. 195) wird für den 
Umfang des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. unter 
Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes folgende Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen: 


95 1³ 

Wer in gewerblichen, landwirtſchaftlichen oder forſt⸗ 
wiriſchaftlichen Betrieben, beim Bergbau oder bei 
Bauten beſchäftigten Arbeitern (Arbeiterinnen) in 
einer Anzahl von mindeſtens 6 Perſonen in Räum⸗ 
lichkeiten, die zur Aufnahme einer größeren Anzahl 
von Arbeitern beſtimmt ſind (Arbeiterkaſernen, Schlaf⸗ 
häuſern uſw.) Unterkunft gewährt, muß den nach⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen ls 


Einzelſtehende Perſonen verſchiedenen Geſchlechts 
dürfen nur in getrennten Schlafräumen untergebracht 
werden. Als getrennt gelten Räume, die unter dem⸗ 
ſelben Dache liegen, nur dann, wenn ſie im Innern 
des Hauſes keinerlei Verbindung haben. 

Für jede Familie, mit oder ohne Kinder, iſt ein 
beſonderer, mit den Schlafräumen der übrigen Arbeiter 
nicht in unmittelbarer Verbindung ſtehender Raum 
zu gewähren. Das Zuſammenſchlafen mehrerer 
Familien in einem Raume iſt verboten. Kinder 
unter 14 Jahren dürfen nur zuſammen mit ihren 
Eltern untergebracht werden. Zur Familie nicht in 
gera dem verwandtſchaftlichen Verhältniſſe ſtehende 
Perſonen dürfen von Familien nicht beherbergt werden. 

3 


In jedem zur Benutzung für einzelſtehende Per⸗ 
ſonen beitimmten Schlafraum dürfen nur ſoviel Per⸗ 
ſonen untergebracht werden, daß auf jede Perſon 
mindeſtens 3 qm Bodenraum und 10 ebm Luft⸗ 
raum kommen. Für landwirtſchaftliche Arbeiter ge⸗ 
nügen 2 qm Bodenraum und 7,5 obm Luftraum. 

& 


Für jede Perſon iſt in dem im $ gedachten 
Schlafraum eine Lagerſtätte vorzuſehen, die vom Erd⸗ 
boden durch eine Luftſchicht von mindeſtens 30 cm 
getrennt, mindeſtens 1,90 m lang und 80 om breit 
ſein muß. Sie kann, ſofern der die Lagerſtätte 
Benutzende ein eigenes Bett beſitzt, mit dieſem belegt 
werden, andernfalls muß die Lagerſtätte ſeitens des 
Arbeitgebers mit ausreichendem, ſtets in ſauberm 
Zustande zu erhaltenden Stroh verſehen werden. 

Die Lagerſtätten dürfen nicht von mehreren Schichten 
hintereinander benutzt werden und in Räumen von 
weniger als 3,20 m Höhe während der Benutzung 
nicht übereinander ſtehen. 


Die Wohn- und Schlafräume dürfen nicht über 
oder unmittelbar an einer Düngergrube oder anderen 
Aufnahmeftätten für fäulnisfähige Stoffe oder 
Räumen, worin eine außergewöhnliche Wärme herrſcht, 
liegen und mit Aborten weder in offener noch ver⸗ 
ſchließbarer Verbindung ſtehen. Sie müſſen mit gut⸗ 
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ſchließenden Türen verſehen fein und eine ausreichende 
Zahl öffnungsfähiger gutſchließender, unmittelbar ins 
Freie führender Fenſter haben. Die Türen der 
Schlafräume müſſen von innen verſchließbar ſein. 
Die Haustüren und bei Neubauten auch die Türen 
der größeren, zur Aufnahme von 10 oder mehr Per⸗ 
ſonen beſtimmten Schlafräume müſſen nach außen 
aufſchlagen. 

Die Fenſter der Schlafräume müſſen eine licht⸗ 
gebende Fläche von nicht weniger als ½¼2 der Fuß⸗ 
bodenfläche und auf je 30 obm Luftraum mindeſtens 
1 qm öffnungsfähiger Fläche beſitzen. Für land⸗ 
wirtſchaftliche Betriebe genügt ¼s der Fußboden⸗ 
fläche und auf je 50 cbm Luftraum 1 qm öffnungs⸗ 
fähige Fläche. 

Der Fußboden der Wohn⸗ und Schlafräume muß 
mindeſtens 20 em über dem umgebenden Erdboden 
liegen und gut und dauerhaft gedielt oder mit einem 
anderweiten zweckmäßigen Belage (Eſtrich, Platten⸗ 
belag, Zement uſw.) verſehen ſein. 

Die Wohn⸗ und Schlafräume müſſen in beſtehen⸗ 
den Gebäuden mindeſtens 2.5 m hoch fein (bei ſchrägen 
Decken muß die miitlere Höhe dieſes Maß erreichen) 
und in neu herzustellenden Gebäuden den baupolizei⸗ 
lichen Anforderungen hinſichtlich der Höhe entfprechen. 

Bei Gebäuden, die über dem Erdgeſchoß zwei und 
mehr Stockwerke haben, ſind zwei feuerſichere Treppen 
nach näherer Beſtimmung der Ortspolizeibehörde 
anzubringen. 


6. 

Die beheben und Familienſchlafräume 
müſſen reinlich und ordentlich gehalten und die Fenſter 
täglich mehrere Stunden geöffnet werden, insbeſondere 
wird beſtimmt: 

a) In denſelben dürfen zur Tageszeit keine Urin⸗ 
kübel aufgeſtellt und ſtark riechende Sachen nicht 
aufbewahrt werden, auch unbrauchbare Speiſe⸗ 
reſte oder Abfallſtoffe nicht umherſtehen oder 
liegen. 

b) Die Fußböden müſſen täglich am Morgen gefegt, 
die Trink⸗, Waſch⸗ und Uringeſchirre entleert, 
geſpült und gereinigt werden. 

c) Die Wände und Decken find alljährlich bis 
zum 15. März friſch zu weißen. Bei Kampagne⸗ 
betrieben hat dieſe Arbeit alljährlich vor der 

„Neubelegung zu erfolgen. 

d) Für jeden Arbeiter muß ein Kleiderriegel vor⸗ 
handen ſein und, ſofern der Arbeiter nicht ſelbſt 
zur Aufbewahrung von Lebensmitteln und der⸗ 
gleichen geeignete Gelaſſe beſizt, muß auch für 
derartige Gelaſſe geſorgt werden. 

e) An der Tür auf der Innenſelte iſt ein Zettel 
anzuheften, auf welchem die Maße des Raumes 
(Höhe, Breite, Länge) und die zuläſſige Zahl 
der den Schlafraum benutzenden Perſonen an⸗ 
gegeben iſt. Die Richtigkeit der Angabe iſt 
auf dem Zettel ſelbſt von der Polizeibehörde 
unter Beidrückung des Amtsſiegels zu beſcheinigen. 


87. 

Die gemeinſchaftlichen und Familienſchlafräume, 
ſofern ſie mit mehr wie 15 Perſonen belegt ſind, 
dürfen nicht gleichzeitig als Koch⸗, Eß⸗ und Vorrats⸗ 
raum benutzt werden. Jeder Arbeitgeber hat viel⸗ 
mehr für das Vorhandenſein beſonderer, hinreichend 
großer Räume für dieſe Zwecke zu ſorgen. Das 
Kochen, das Reinigen und Trocknen von Wäſche und 
das Aufbewahren von Nahrungsmitteln, außer ſolchen 
in geſchloſſenen Behältern, in Schlafräumen iſt verboten. 

In angemeſſener Entfernung von den Wohn⸗ und 
Schlafräumen und in mindeſtens 10 m Entfernung 
von Brunnen müſſen Aborte in ausreichender Zahl, 
für die Geſchlechter getrennt, mit beſonderen Zu⸗ 
gängen und Aufſchriften vorhanden ſein. In der 
Regel iſt für je 25 Arbeiter und für je 20 Arbeite⸗ 
rinnen ein Abort erforderlich. Die Aborte ſind ſtets 
reinlich zu halten und in der Zeit vom 1. Juni bis 
1. Oktober wenigſtens allwöchentlich einmal zu des⸗ 
infizieren. 

8 8. 

Jeder Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß den 
Arbeitern ausreichende Gelegenheit geboten wird, ge⸗ 
ſundes Waſſer zum Trinken und Kochen zu benutzen 
und ſich in den Schlafräumen oder dicht bei den⸗ 
ſelben zu waſchen. Er hat auch das zum Waſchen 
nötige Gerät zu geben. 

Die Arbeiter ſind verpflichtet, die zum Waſchen 
nötigen Geräte entſprechend den Anweiſungen des 
Arbeitgebers aufzubewahren. 

Wohnräume müſſen mit einer ausreichenden Zahl 
von Tiſchen und Sitzen und ſofern ſie auch in der 
Zeit von Mitte Oktober bis Mitte März benutzt werden 
ſollen, mit einer Heizgelegenheit verſehen ſein. Das 
gleiche gilt von Schlafräumen, die zugleich ausnahms⸗ 
weiſe als Wohnräume oder Eßräume dienen. Alle 
Unterkunftsräume und die Zugänge dazu ſind in 
ausreichender Weiſe zu beleuchten. 

9 


Küchenabgänge, Schmutzwaſſer und dergleichen 
dürfen nicht vor die Haustüren auf den Erdboden 
geſchüttet werden. 

8 10. 

Arbeiter, die an einer anſteckenden Krankheit 
(Krätze, granulöſe Augenentzündung uſw.) leiden, 
dürfen nicht in denſelben Räumen mit anderen Ar⸗ 
beitern untergebracht werden. Hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung zur Anzeige anſteckender Krankheiten be⸗ 
wendet es bei den geſetzlichen Beſtimmungen. 

Bei Maſſenwohnungen für 30 und mehr Arbeiter 
muß mindeſtens ein Krankenzimmer und wo Per⸗ 
ſonen beiderlei Geſchlechts beherbergt werden, deren 
zwei vorhanden ſein. Die Krankenzimmer müſſen 
zementierte oder gedielte Fußböden, Heizvorrichtungen, 
jedes mindeſtens 2 ordentliche Betten nebſt Wäſche 
und auf je 1 Bett wenigſtens 6 qm Flächenraum 
und 20 ebm Luftraum haben. In dem Kranken⸗ 
zimmer ſind die Betten erſt dann mit Wäſche zu 
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überziehen, wenn dieſelben belegt werden, jedoch muß 
die erforderliche Bettwäſche bereit gehalten werden. 
Die Krankenzimmer ſollen ausſchließlich Krankenzwecken 
dienen, ſie müſſen jeder Zeit zur Aufnahme von 
Kranken bereitſtehen und dürfen nicht als Vorrats⸗ 
raum oder dergleichen benutzt werden. 

Bei kleineren Wohnungen iſt der Arbeitgeber ver⸗ 
pflichtet, erkrankte Arbeiter auf Anordnung des Arztes 
in ein Krankenhaus unterzubringen. Leichtes Unwohl⸗ 
ſein bedingt die Aufnahme in ein Krankenhaus nicht. 


8 11. 

Wird gleichzeitig mehr als 20 Arbeitern Unter⸗ 
kunft gewährt, ſo muß zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Reinlichkeit und zur Verhütung ge⸗ 
ſundheitsſchädlicher Benutzung der Wohn⸗ und Schlaf⸗ 
räume eine das Verhalten der Arbeiter regelnde 
Hausordnung erlaſſen werden. Dieſe iſt in jedem 
Wohn⸗ und Schlafraume in deutlicher Schrift an 
einer in die Augen fallenden Stelle auszuhängen. 

Zur Durchführung der Hausordnung iſt ein Auf⸗ 
ſeher zu beſtellen. 

1 

Wohnungen für landwirtſchaftliche oder forftwirt- 
ſchafiliche Arbeiter, welche nur aushilfsweiſe, z. B. 
in der Korn⸗ oder Hackfruchternte, auf weniger als 
acht Wochen benutzt werden, unterliegen den Beſtim⸗ 
mungen dieſer Verordnung nicht. 

8 13. 

Bei beſtehenden Anlagen kann der Regierungs⸗ 
präſtdent Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer 
Polizeiverordnung zulaſſen. 


§ 14. 

Ein Abdruck von § 2 letzter Satz. § 4 Abi. 2, 
8 6 bis a :inſchließlich, 8 7 Satz 1 und 3, 8 8 
Abſ. 2 und 89 dieſer Polizeiverordnung iſt in jedem 
unter dieſe Verordnung fallenden Quartiere an einer 
in die Augen fallenden Stelle anzuſchlagen. 

8 15. 

Arbeitgeber, welche gegen eine der vorſtehenden 
Vorſchriften verſtoßen, werden mit Geldſtrafe bis zu 
30 Mk. beſtraft, an deren Stelle im Unbermögens⸗ 
falle verhältnismäßige Haft tritt. Wenn der Arbeit. 
geber die in betreff der Reinhaltung der Lokalitäten 
gegebenen Vorſchriften (88 7 und 9) außer Acht läßt 
und trotz erhaltener Anweiſung ſeitens der Orts 
polizeibehörden in deren Aueführung ſäumig iſt, 
werden die erforderlichen Maßregeln im Wege polizei⸗ 
lichen Zwanges zur Vollziehung gebracht und die 
Koſten nötigenfalls im Zwangswege eingezogen. 

Arbeitnehmer, welche den in der Hausordnung 
(8 11) bezw. im $ 2 letzter Sag, $ 4 Abi. 2, 8 6 
bis a einſchl., 8 7 Satz 1 und 3, § 8 Abſ. 2 und 
§ 9 auch für fie gegebenen Vorſchriften zuwider ⸗ 
handeln, werden, ſoweit nicht nach allgemeinen Straf⸗ 
geſetzen eine ſtrengere Beſtrafung eintritt, mit einer 
Geldſtrafe bis zu 30 Mk., an deren Stelle im Un⸗ 
vermögensfalle verhältnismäßige Haft tritt, beſtraft. 


8.16: 

Diefe Verordnung tritt mit dem 1. März 1911 
in Kraft. Beſtehende Kreis⸗ und Ortspolizeiver⸗ 
ordnungen, die den gleichen Gegenſtand betreffen, 
werden mit letztgenanntem Zeitpunkte aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 3. Oktober 1910. 

IBg. 3070. Der Regierungspräſident. J. V.: Keller. 
638. Enteignungsrecht für Kr. Weſt⸗Sternberg. 

Auf Ihren Bericht vom 8. September d. Is. 
will Ich dem Kreiſe Weſt⸗Sternberg im Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt a. O., welcher den Bau der Chauſſeen 
von Reppen über Steinfahrt und Matſchdorf bis zur 
Oderfähre beim Dorfe Aurith und von Göritz über 
Säpzig und Tſchernow bis zum Haltepunkt Tſcher⸗ 
now der Kleinbahn Küſtrin⸗Sonnenburg beſchloſſen 
hat, zur Ausführung dieſes Unternehmens das Ent⸗ 
eignungsrecht nach Maßgabe des Geſetzes über die 
Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 
hierdurch verleihen. Die eingereichte Karte folgt zurück. 

Oderberg, den 15. September 1910. 

gez. Wilhelm R. 
gegengez v. Breitenbach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Veröffentlicht. 

Frankfurt a. O, den 6. Oktober 1910. 

I B. 2744. Der Regierungspräſident. 
639. Eiſenbahnbauten. 

Auf Ihren Bericht vom 28. Auguſt d. J. be⸗ 
ſtimme Ich, daß bei der demnächſtigen Ausführung 
der in dem Geſetze vom 25. Juli d. I., betreffend 
die Eiſenbahnanleihe für 1910, im § 1 unter vor⸗ 
geſehenen neuen Eiſenbahnlinien die Leitung des 
Baues und demnächſt auch des Betriebes 1. der 
Haupteiſenbahn von Witten Weſt nach einem ge⸗ 
eigneten Punkte der Bahnſtrecke Schwelm Barmen⸗ 
Rittershauſen der Eiſenbahndirektion in Elberfeld, 
2. der Nebeneiſenbahn von Marggrabowa nach 
Czymochen der Eiſenbahndireklion in Königsberg i. 
Preußen, 3. der Nebeneiſenbahn von Pruſt⸗Bagnitz 
nach Tuchel der Eiſenbahndirektion in Danzig, 4. 
der Nebeneiſenbahn von (Tneſen) Pyſzezyn nach 
Revier (Schokken) der Eiſenbahndirektion in Brom⸗ 
berg. 5. der Nebeneiſenbahn von Kontopp nach 
Schwiebus der Eiſenbahndirektion in Poſen, 6. der 
Nebeneiſenbahn von Tantow nach Gartz a. O. und 
von Fürſtenwerder nach Strasburg i. Uckermark der 
Eiſenbahndirektlon in Stettin, 7. der Nebeneiſen⸗ 
bahn von Arendſee nach Geeſtgottberg (Wlitenberge) 
der Eiſenbahndirektion in Hannover, 8. der Neben⸗ 
eiſenbahn von Merſeburg nach Zöſchen der Eiſen⸗ 
bahndirektion in Halle a. Saale, 9. der Nebeneiſen⸗ 
bahn von Bock Wallendorf nach Neuhaus a. Renn⸗ 
weg⸗Igelshieb mit Abzweigung von Ernſtihal nach 
Lauſcha der Eiſenbahndirektion in Erfurt, 10. der 
Nebeneiſenbahn von Helligenſtadt nach Schwebda 
(Eſchwege) der Eiſenbahndirektion in Caſſel, 11. der 
Nebeneifenbahn von Clausthal⸗Zellerfeld nach Altenau 
der Eiſenbahndirektion in Magdeburg, 12. der 
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Nebeneiſenbahn von Sankt Wendel nach Tholey und 
von Irtel nach Igel der Eiſenbahndirektion in 
Saarbrücken, 13. der Erweiterung des Ober⸗ 
ſchleſiſchen Schmalſpurnetzes der Etſenbahndirektion 
in Kattowitz, 14. der Verbindungsbahn bei Halle 
a. Saale der Eiſenbahndirektion in Halle a. Saale 
übertragen wird. Zugleich beſtimme Ich, daß das 
Recht zur Enteignung und dauernden Beſchränkung 
der Grundſtücke, die zur Bauausführung nach den 
von Ihnen feſtzuſtellenden Plänen notwendig find, 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung 
finden fol: 1. für die im 8 1 unter Ia und Ib 
1 bis 8 und 10 bis 13 aufgeführten neuen Eiſen⸗ 
bahnen; 2. für die im § 1 unter II und III I 
a. a. O. innerhalb diesſeitigen Staatsgebiets vor⸗ 
geſehenen Bauausführungen an beſtehenden Bahnen, 
für die das Enzeignungsrecht nicht bereits nach 
den geltenden geſetzlichen Beſtimmungen oder 
früheren landesherrlichen Erlaſſen Platz greift; 
3. für die im § 1 unter III 4 a. a. O. vorgeſehene 
Verbindungsbahn. Dieſer Erlaß tft durch die Geſetz⸗ 
ſammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 4. September 1910. 
gez. Wilhelm R. 
gegengez. v. Breitenbach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Veröffentlicht. 

Frankfurt a. O., den 10. Oktober 1910. 
1B 2697. Der Regierungspräfivent. 
640. Prüfung ärztlicher Fieberthermometer. 

Der in dem Runderlaß vom 19. Juli d. Ir. — 
M. 6281 — angegebene Betrag von 50 Pf. für 
die Prüfung ärztlicher Fieberthermometer gilt nur 
für die Prüfung gewöhnlicher ärzilicher Thermometer. 
Für Maximum⸗Thermometer und die in neueſter 
Zeit mehr gebrauchten Minuten Maximum⸗Thermo⸗ 
meter betragen die Prüfungsgebühren nach 8 18 
Ziffer Ab und e der Prüſungsbvorſchriften für Thermo⸗ 
meter vom 28. April 1909 (Zenir.⸗Bl. f. d. D. R. 
Seite 194 ff) 60 Pf. bezw. 80 Pf. für das Stück. 

Die Herren Landräte, Oberbürgermeiſter und 
Kreisärzte erſuche ich unter Bezugnahme auf die 
Rundverfügung vom 3. 8. d. Js. — 1 A. 3569 —, 
das Erforderliche baldigſt zu veranlaſſen. 

Frankfurt a. O., den 6. Oktober 1910. 
1. 4521. Der Regierungspräſtdent. 
641. Geſchäftsberichte der Feuerſozietäten. 

Der Herr Miniſter des Innern hat durch Erlaß 
vom 16. September d. Js. angeordnet, daß bei Auf⸗ 
ſtellung der Jahre⸗nachwelſungen über die Geſchäfts⸗ 
ergebniſſe der öffentlichen Feuerſozietäten künftig die 
Wertpapiere in die Vermögensbilanz zu dem Kurs⸗ 
werte, welchen ſie zur Zeit der Bilanzaufſtellung 
haben, und, ſofern dieſer Kurswert den Anſchaffungs⸗ 
preis überſteigt, zu letzterem einzuftellen find. 

Ich erſuche die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter der Stadtkreiſe, die Vorſtände der betreffen⸗ 


den Sozietäten hiernach mit Weiſung zu ver⸗ 
ehen. 

Frankfurt a. O., den 6. Oktober 1910. 

I B. 2803. Der Regierungspräſident. 
642. Kataſter des Sternberger Deichverbandes. 

Auf Grund der §8§ 6 u. 12 des Statuts des 
Sternberger Deichverbandes v. 26. IV. 1858 (Gef. 
S. 1858 S. 259 ff.) in Verbindung mit § 9 der 
Allerhöchſten Verordnung v. 14 XI. 1853 (Geſ. S. 
1853 S. 935 ff.) mache ich hiermit bekannt, daß 
das neuaufgeſtellte Kataſter des Sternberger Deich⸗ 
verbandes für die Gemeinden Tſchernow und Säpzig 
in dem Amtszimmer der Gemeindevorſteher dieſer 
Gemeinden in der Zeit vom 18. Oktober bis einſchl. 
14. November d. Is. nochmals eingefehen werden kann. 
Beſchwerden gegen das Kataſter ſind bei dem Kom⸗ 
miſſar zur Neugeſtaltung desſelben, Regierungsrat 
von Putikamer zu Frankfurt a. O., Königl. Regierung, 
innerhalb der vorſtehend angegebenen Zeit bei Verluſt 
des Beſchwerderechts anzubringen. Im Falle der 
Verwerfung der Beſchwerde hat der Beſchwerdeführer 
die Koſten des Verfahrens zu tragen. 

Frankfurt a. O., den 7. Oktober 1910. 

I W. 762. Der Regterungspräfident. 
643. Kraftfahrzeugverkehr. 

Auf Grund des § 3 des Geſetzes über ben Ders 
kehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 — 
RS Bl. S. 437 — iſt der Kaufmann Karl Ottow 
in Neudamm heute von mir zur Ausbildung von 
Kraftfahrzeugführern ermächtigt worden. 

Frankfurt a. O, den 2. Oktober 1910. 
s Der Regierungspräſident. 
644. Verkaufszeit in Neu Petershain. 

Nachdem bei der Abſtimmung zwei Drittel der 
beteiligten Geſchäftsinhaber ſich dafür erklärt haben, 
ordne ich nach Anhörung der Gemeindebehörde gemäß 
§ 139 Abſatz 2 der Gewerbeordnung in der Faſſung 
vom 26. Juli 1900 für die Landgemeinde Neu⸗ 
Petershain hierdurch an, daß die offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte vorbehalilich der 
nach § 139 e zugelaſſenen verlängerten Verkaufszeit 
während des ganzen Jahres mit Ausnahme der Vor⸗ 
abende von Sonn⸗ und Feſttagen von 8 Uhr abends 
ab für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein 
müſſen. Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 6. Oktober 1910. 

Bg. 3791. Der Regierungspräſident. 
645. Bezirks veränderungen. 

Durch Beſchlüſſe der zuständigen Kreisausſchüſſe 
ſind die nachbezeichneten Grundſtücksparzellen umge⸗ 
meindet worden: Im Kreiſe Calau: Kartenbl. 1 Nr. 74 
aus dem Gutsbez. Renden nach dem Gutsbez. Buch⸗ 
wäldchen, Kartenbl. 1 Nr. 254/114 und 255/114 
aus dem Gutsbez. Geiſendorf nach dem Gemeinde⸗ 
bez. Neu⸗Petershain; im Kreiſe Croſſen: Kartenbl. 1 
Nr. 594/312 und 712/312 aus dem Gutebez. 
Dt.⸗Sagar nach dem Gemeindebez. Dt.⸗Sagar; im 
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Kreiſe Lebus: Kartenbl. 1 Nr. 259 /9 aus dem 
Gutsbez. Petershagen nach dem Gemeindebez. Peters⸗ 
hagen, Kartenbl. 1 Nr. 264/11 aus dem Gemeinde⸗ 
bez. Petershagen nach dem Gutsbez. Petershagen. 

Frankfurt a. O., den 8. Oktober 1910. 

Der Regierungspräſident. 
646. Ernennung eines Konſuls. 

Dem zum Verweſer des franzöſiſchen Konſulats 
in Berlin ernannten Vizekonſul Georges Greégorie 
iſt namens des Reichs das Exequatur für den ihm 
übertragenen Poſten erteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 4. Oktober 1910. 

I Bg. 3777. Der Regierungspräfident. 
Andere Behörden, 

647. Die Maul⸗ und Klauenſeuche iſt feſtgeſtellt 

worden: im Kreiſe Neuſtettin in Ernſthof, Trocken⸗ 

Glienke, Hohbüch und Eliſenhof. 

Köslin, 3. Okiober 1910. Der Regierungspräſident. 
648. In Ruda, Kreis Obornik, in Senkowo, 
Preußenhof, Wiltſchin, Karlshöhe, Luboſin Gemeinde, 
Pinne Stadt und Gemeinde, Mieſchisk, Kreis Samter, 
Sakowitz, Kreis Pleſchen, Krempa, Pſary, Biltſchew, 
Neu⸗Sliwnik, Kreis Oſtrowo, und Pakoslaw, Kreis 
Neutomiſchel, in Lesniewo, Biechowo, Bardo, 
Taruſewo und Chwalibogowo, Kreis Wreſchen, iſt die 
Maul⸗ und Klauenſeuche ausgebrochen. 

Poſen, den 5. Oktober 1910. 

Der Reglerungspräſident. 
649. Vom 1. Januar 1911 ab ſind auch im 
Verkehr mit dem Auslande zu den Paketen mit 
Nachnahme nur Paketadreſſen mit anhängender, vom 
Abſender vorzuſchreibender Poſtanweiſung zu ver⸗ 
wenden. Die Formulare werden zum Preiſe von 
5 Pf. für 10 Stück von Ende Dezember ab zum 
Verkauf bereit gehalten werden. Durch die Privat⸗ 
induſtrie hergeſtellte Formulare müſſen in Größe, 
Form und Vordruck, ſowie in Stärke und Farbe 
des Papiers den amtlichen Formularen genau ent⸗ 
ſprechen. Muſterformulare können von den Poſt⸗ 
anſtalten koſtenlos bezogen werden. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 

650. Perſonalnachrichten. 

a) Dem Küſter und Lehrer Reinhold Kluge in 
Zühlsdorf, Diözeſe Arnswalde, iſt der Titel „Kantor“ 
verliehen. 

b) Der bisherige Hilfsprediger Paſtor Kurt Julius 
Zſchau iſt zum Pfarrer der Parochie Neuendorf, 
Diözeſe Kroſſen II, beſtellt worden. 

c) Erledigt iſt die Pfarrſtelle Königlichen Patro⸗ 
nats zu Limmritz, Diözeſe Sonnenburg, durch Ver⸗ 
ſetzung des Pfarrers Römer nach Grano, Diözefe 
Guben. Wiederbeſetzung erfolgt durch Gemeinde⸗ 
wahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 15. März 1886 
— K.Geſ.⸗ u. V.⸗Bl. S. 39 —. Bewerbungen find 
ſchriftlich bei dem Königlichen Konſiſtorium einzu: 
reichen. 


d) Im Oberpoſtbirektlonsbezirk Frankfurt a. O. 
Uebertragen iſt eine Stelle für Bezirks⸗Auſſichts⸗ 
beamte Poſtinſp. Rhode aus Rheine (Weſtf.) Ver⸗ 
ſetzt: O. Poſtinſp. Stochr v. Frankfurt a. O. nach 
Weinheim, Conrad v. Forſt n. Rybnick, Poſtſek. Zach 
v. Drieſen n. Bärwalde als Poſtmeiſter, O. Pofſfaſſ. 
Jura v. Geldern n. Cüſtrin 2, Mann v. Fürſten⸗ 
walde n. Zehlendorf. Penſioniert Poſtſekr. Bellach, 
Landsberg a. W. Verliehen der Charakter als a) Poſt⸗ 
ſekr.: O.⸗Poſtaſſ. Rieſchke, Grepel in Frankfurt 
(Oder), Benack in Fürſtenwalde, b) Telegraphen⸗ 
ſekr.: O.⸗Telegr. Aſſiſt. Brandt in Frankfurt (Oder), 
e) O.⸗Poſtaſſ.: Poſtaſſiſt. Bergemann, Sorau, Bock, 
Fürſtenwalde, Pfuhlmann, Döbern. 
Lehrerſtellen. 
651. Kreis Guben: Birkenberge L., 1. 12. Kreis 
Kalau: Bahnsdorf L., 1. 11., Brieske L., 1. 10. 
Zſchipkau L., 1. 10. Kreis Kottbus: Großgaglow 
K., 1. L., 1. 11. Kreis Sorau: Koyne 3. L., 1. 10. 
Kreis Weſtſteruberg: Ziebingen L., 1. 1. 11. 
Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 
Uichtamtliches. 
652. Gemäß 8 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes wird 
die Einziehung folgender Wege beabſichtigt: 
a) der Pyrehner⸗Straße von Alt⸗Diedersdorf bis 
an den Thielweg, 
b) des Hüttſchen Weges vom ſogenannten Heuweg 
bis an den Thielweg. 
Als Erſatz für die einzuziehenden Wegeteile würden 
in Ausſicht ſtehen: 
a) der Ausbau des Thleimeges als Klesbahn, 
b) die Herſtellung des Weges von Alt⸗Diedersdorf 
nach Döllensradung als Kreischauſſee. 
Einſprüche ſind binnen 4 Wochen zur Vermeidung 
des Ausſchluſſes bei dem unterzeichneten Amtsvor⸗ 
ſteher geltend zu machen. 
Liebenow, den 9. September 1910. 
Der Amtsvorfieher. Dr. Dreichel. 
653. Auf der Strecke Straupig— Lübben verkehrt 
Zug 10 für die Dauer des jetzigen Fahrplanes nur 
werktags, Sonntags verkehrt Zug 12 wie vor dem 
1. Oktober. 

Lübben, den 4. Oktober 1910. 
Betriebs⸗Verwaltung der Spreewaldbahn. 
654. Die Stelle des Diakonus an der hieſigen 
St. Marienkirche iſt freigeworden und baldmöglichſt 
wieder zu beſezen. Das Einkommen dieſer Stelle, 
mit welcher eine Flliale nicht verbunden iſt, richtet 
ſich nach dem Pfarrbeſoldungs⸗Geſetz (Srundgehalts⸗ 
klaſſe I). Es wird freie Wohnung mit Garten ges 
währt. Bewerbungen, denen Lebenslauf und Zeug⸗ 
niſſe in Original oder in beglaubigter Abſchrift bei⸗ 
zufügen ſind, nehmen wir bis 20. d. Mts. entgegen. 

Bärwalde Nm., den 4. Oktober 1910. 
Der Magistrat. Naumann. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 293—298 (% Bogen). 


Verlag: Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. 
Druck: Königliche Hofbuchdruckerei Trowitzſch u. Sohn zu Frankfurt a. O. 


